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. . Verordnung 
zur Anderung der Verordnung 

über die Beseitigung von pflanzlichen Abfällen 
außerhalb zugelassener Beseitigungsanlagen 

Vom 21. Februar 1984 

Auf Grund des § 4 Abs. 4 des Abfallbeseitigungsge­
setzes (AbfG) in der Fassung der Be kanntmachung 
vom 5. J anua r 1977 (BGBll S.41 , ber. S . 288), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 4. März 1982 (BGBll 
S. 281), e rläßt die Bayeri sche Staatsregierung folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Be seitigung von pfla n zli­
chen Abfällen außerha lb zugelassene r Beseitigungs­
anlagen vom 1. Juli 1975 (GVBl S. 158, BayRS 2129-2-
2-U), geändert durch Verordnung vom 17. März 1981 
(GVBI S. 70), wird wie folgt geändert: 

1. Der Überschrift de r Ve rordnung wird die Abkür­
zung .. (PfIAbfV)" angefügt. 

2. § 1 Abs. 2 und 3 erha lten fo lgende Fassung: 

.. (2) Die Abfälle dürfe n nur unter Beachtung der in 
dieser Verordnung ode r in e iner Verordnung nach 
§ 4 Abs.4 oder § 5 Abs. 3 e ntha ltene n Vorschriften 
über Ort, Zeit sowie Art und We ise der Beseitigung 
beseit igt werden . Die Kreisverwaltungsbehörde 
ka nn zur Wa hrung des Wohls de r Allgemei nhe it 
durch Einzelanordnung weitergehe nde Anforderun­
gen festlegen. Sie ka nn ferner im Einzelfall Ausnah­
men zulassen, wenn dadurch das Wohl der Allge­
meinheit nicht beeinträchtigt wird. Im Fall von Ver­
ordnungen nach § 4 Abs. 4 oder § 5 Abs. 3 werden die 
Entscheidungen nach den Sätzen 2 und 3 von der 
Gemeinde getroffen. 

(3) Sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften, 
insbesondere das Waldgese tz für Bayern (BayRS 
7902- 1-E) in seiner jeweiligen F assung und die Ver­
ordnung über die Verhütung von Brä nde n vom 
29. April 1981 (GVBI S.101, Bay RS 215-2-1-1) in ihrer 
jeweiligen Fassung, ble ibe n unbe rührt." 

3. ~ 4 Abs. 3 und 4 erha lten folgende Fassung: 

.. (3) Unbeschadet des Absatzes 4 ist innerhalb de r 
im Zusammenhang bebaute n Ortstei le das Verbre n­
nen pflanzlicher Abfälle a us Gärten im Sinn des Ab­
satzes 1 verboten . 

(4) Sofern e in Bedürfnis besteht und e ine Beein­
trächtigung des Wohls der Allgemeinheit nich t zu 
befürchte n ist, kann die Gemeinde durch Verord­
nung zulassen , daß innerhalb der im Zusammen­
h a ng bebauten Ortsteile Gartenabfälle, die wegen 
ihres Holzgehaltes nicht genügend verrotten kön­
ne n (holzige Garten abfä lle ), in trockenem Zustand 
a uf den Grundstücken, auf dene n sie angefallen 
s ind, verbrannt werden . Das Verbrennen darf nur in 
den Gebieten zugelassen werden, in de l'}e n d ie zu­
ständige beseitigungspflichtige Körperschaft holzi-



98 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 6/1984 

ge Gartenabfälle weder vollständig einsammelt 
noch allen Besitzern die Verbringung zu Sammel­
stellen oder Beseitigungsanlagen in zumutbarer 
Entfernung ermöglicht. An Werktagen vor 8 Uhr 
und nach 18 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen 
darf das Verbrennen nicht zugelassen werden." 

4. § 5 Abs. 1 Sätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 

"Um die Feuerstelle muß ein ausreichend breiter 
Schutzstreifen vorhanden sein. Im übrigen gilt § 2 
Abs.4 mit der Maßgabe entsprechend, daß mit dem 
Verbrennen pflanzlicher Abfälle, die beim Forstbe­
trieb anfallen, bereits um 6 Uhr begonnen werden 
kann, wenn Belästigungen durch Rauchentwicklung 
im Bereich bewohnter Grundstücke nicht zu erwar­
ten sind." 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird nach ,,§ 2 Abs. 1," eingefügt: 
,,§ 3,", 

b) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

,,4. pflanzliche Abfälle aus sonstigen Gärten im 
Sinn des § 4 Abs. 1 entgegen den Vorschriften 
des § 4 Abs. 2 über Ort, Zeit oder Art und Weise 
der Beseitigung oder entgegen dem Verbot 
des § 4 Abs. 3 verbrennt,", 

c) es wird folgende Nummer 6 angefügt: 

,,6. pflanzliche Abfälle aus der Unterhaltung von 
Wasserkraftanlagen entgegen dem Verbot des 
§ 5 Abs. 3 verbrennt." 

§2 

Das Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen wird ermächtigt, die Verordnung über 
die Beseitigung von pflanzlichen Abfällen außerhalb 
zugelassener Beseitigungsanlagen neu bekanntzuma­
chen. 

§3 

1 Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1984 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt § 2 am 1. März 1984 in 
Kraft. 

München, den 21. Februar 1984 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef S t rau ß 

454-1-1-1 

Verordnung 
über Befugnisse der Stadt 

Ingolstadt 
zur Verfolgung von Ordnungs­

widrigkeiten 
im Straßenverkehrsrecht 

Vom 27. März 1984 

Auf Grund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekannt­
machung vom 2. Januar 1975 (BGBI I S. 80, ber. S. 520), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Oktober 1978 
(BGBI I S. 1645), erläßt die Bayerische Staatsregierung 
folgende Verordnung: 

§ 1 

Abweichend von § 4 der Verordnung über Zuständig­
keiten im Ordnungswidrigkeitenrecht vom 16. Dezem­
ber 1980 (GVBI S. 721, BayRS 454-1-1), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 5. Oktober 1982 (GVBI S. 845), 
ist zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach 
§ 24 des Straßenverkehrsgesetzes, die Verstöße gegen 
Vorschriften über den ruhenden Verkehr (verbotswid­
riges Halten und Parken) betreffen, die Stadt Ingol­
stadt für ihr Gemeindegebiet in gleicher Weise zustän­
dig wie die Dienststellen der Bayerischen Landespoli­
zei. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1984 in Kraft und 
mit Ablauf des 30. April 1985 außer Kraft. 

München, den 27. März 1984 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef S t rau ß 
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2236-2-3-9-K 

Verordnung 
zur Änderung der Neunten Verordnung 

zur Einführung der beruflichen Grundbildung 
in Bayern 

- Einführung der beruflichen Grundbildung 
im Ausbildungsberuf 

Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin -
Vom 2. März 1984 

Auf Grund des Art. 52 Abs. 2 des Gesetzes über das 
berufliche Schulwesen in der Fassung der Bekannt­
machung vom 3. September 1982 (GVBI S. 790, BayRS 
2236-1-1-K), geändert durch Gesetz vom 21. Juli 1983 
(GVBI S. 508), erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit 
den Bayerischen Staatsministerien der Finanzen, für 
Wirtschaft und Verkehr, für Arbeit und Sozialordnung 
sowie für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

§ 1 der Neunten Verordnung zur Einführung der be­
ruflichen Grundbildung in Bayern - Einführung der 
beruflichen Grundbildung im Ausbildungsberuf Haus­
wirtschafter/Hauswirtschafterin - vom 21. April 1981 
(GVBI S. 132, BayRS 2236 - 2 - 3- 9 - K) erhält folgende 
Fassung: 

,,§ 1 
Im Ausbildungsberuf "Hauswirtschafter/Hauswirt­

schafterin" wird berufliche Grundbildung 

1. vom Schuljahr 1988/89 an in den Regierungsbezir­
ken Oberfranken, Mittelfranken und Unterfranken 
und 

2. vom Schuljahr 1989/90 an in den Regierungsbezir­
ken Oberbayern, Niederbayern, Oberpfalz und 
Schwaben 

vermittelt." 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1984 in Kraft. 

München, den 2. März 1984 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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Bekanntmachung 
der Neufassung der Verordnung 

über die Beseitigung von 
pflanzlichen Abfällen außerhalb 

zugelassener Beseitigungsanlagen 

Vom 13. März 1984 

Auf Grund des § 2 der Verordnung zur Änderung der 
Verordnung über die Beseitigung von pflanzlichen Ab­
fällen außerhalb zugelassener Beseitigungsanlagen 
vom 21. Februar 1984 (GVBI S. 97) wird nachstehend 
der Wortlaut der Verordnung über die Beseitigung von 
pflanzlichen Abfällen außer halb zugelassener Beseiti­
gungsanlagen vom 1. Juli 1975 (GVBI S. 158, BayRS 

2129-2-2-U) in der vom 1. Juni 1984 an geltenden Fas­
sung bekanntgemacht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch 

1. § 14 der Verordnung zur Bereinigung des Ordnungs­
widrigkeitenrechts vom 17. März 1981 (GVBI S. 70), 

2. die Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
die Beseitigung von pflanzlichen Abfällen außerhalb 
zugelassener Beseitigungsanlagen vom 21. Februar 
1984 (GVBI S. 97). 

München, den 13. März 1984 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Alfred D i c k, Staatsminister 

2129-2-2-U 

Verordnung 
über die Beseitigung von pflanzlichen Abfällen 

außerhalb zugelassener Beseitigungsanlagen (PflAbfV) 
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom13.~ärz1984 

Auf Grund des § 4 Abs. 4 des Abfallbeseitigungsge­
setzes (AbfG) vom 7. Juni 1972 (BGBI I S. 873), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 15. März 1974 (BGBI I S. 
721), erläßt die Bayerische Staatsregierung folgende 
Verordnung: 

§1 
Allgemeine Grundsätze 

(1) Pflanzliche Abfälle dürfen nach Maßgabe der §§ 2 
bis 5 außerhalb von Abfallbeseitigungsanlagen (§ 4 
Abs. 1 AbfG) beseitigt werden. 

(2) lDie Abfälle dürfen nur unter Beachtung der in 
dieser Verordnung oder in einer Verordnung nach § 4 
Abs.4 oder § 5 Abs. 3 enthaltenen Vorschriften über 
Ort, Zeit sowie Art und Weise der Beseitigung beseitigt 
werden. 2Die Kreisverwaltungsbehörde kann zur 
Wahrung des Wohls der Allgemeinheit durch Einzel­
anordnung weitergehende Anforderungen festlegen. 
3Sie kann ferner im Einzelfall Ausnahmen zulassen, 
wenn dadurch das Wohl der Allgemeinheit nicht be­
einträchtigt wird. 41m Fall von Verordnungen nach § 4 
Abs. 4 oder § 5 Abs. 3 werden die Entscheidungen nach 
den Sätzen 2 und 3 von der Gemeinde getroffen. 

(3) Sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften, ins­
besondere das Waldgesetz für Bayern in seiner jewei­
ligen Fassung und die Verordnung über die Verhütung 
von Bränden vom 29. April 1981 (GVBI S. 101, BayRS 
215-2-1-1) in ihrer jeweiligen Fassung, bleiben unbe­
rührt. 

§2 

Abfälle aus der Landwirtschaft 

(1) Pflanzliche Abfälle, die auf landwirtschaftlich ge­
nutzten Grundstiicken anfallen, dürfen im Rahmen 
der Nutzung solcher Grundstiicke durch Liegenlassen, 

Einarbeiten und ähnliche Verfahren zur Verrottung 
gebracht werden, sofern eine erhebliche Geruchsbelä­
stigung der Bewohner angrenzender Wohngrundstük­
ke ausgeschlossen ist. 

(2) IStrohige Abfälle aus der Landwirtschaft dürfen 
verbrannt werden, wenn ihre Einarbeitung nicht mög­
lich ist oder wenn sie im Boden nicht genügend verrot­
ten können und dieser dadurch nachteilig verändert 
würde. 2Die,Kreisverwaltungsbehörde macht in ihrem 
Amtsblatt die Gebiete bekannt, in denen die Voraus­
setzungen des Satzes 1 in der Regel gegeben sind. 31n 
den übrigen Gebieten ist das Verbrennen rechtzeitig, 
mindestens jedoch sieben Tage vor der beabsichtigten 
Verbrennung, bei der Gemeinde anzuzeigen, die un­
verzüglich die Kreisverwaltungsbehörde verständigt. 
4Die Kreisverwaltungsbehörde hat das Verbrennen zu 
untersagen, wenn die in dieser Verordnung oder in an­
deren Rechtsvorschriften geregelten Voraussetzungen 
dafür nicht gegeben sind. 

(3) Kartoffelkraut und ähnliche krautige Abfälle aus 
der Landwirtschaft sowie holzige Abfälle aus dem 
Obst- und Weinbau und sonstigen Sonderkulturen, 
insbesondere dem Hopfenbau, dürfen verbrannt wer­
den, soweitsie in Zusammenhang mit der üblichen Be­
wirtschaftung der jeweiligen Anbaufläche anfallen. 

(4) IDas Verbrennen ist nur außerhalb der im Zu­
sammenhang bebauten Ortsteile und nur an Werkta­
gen von 8 Uhr bis 18 Uhr zulässig. 2Gefahren, Nachteile 
oder erhebliche Belästigungen durch Rauchentwick­
lung sowie ein Übergreifen des Feuers über die Ver­
brennungsfläche hinaus sind zu verhindern. 3Hierzu, 
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sind die vorgeschriebenen und sonst zur Wahrung des 
Wohls der Allgemeinheit (§ 2 AbfG) erforderlichen Ab­
stände von Wohngebäuden und öffentlichen Verkehrs­
wegen sowie von Waldrändern, Rainen, Hecken und 
sonstigen brandgefährdeten Gegenständen einzuhal­
ten. 4Das Feuer ist von rpindestens zwei mit geeigne­
tem Gerät ausgestatteten, leistungs- und reaktionsfä­
higen Personen über 16 Jahre ständig zu überwachen. 
5Bei starkem Wind darf kein Feuer entzündet werden; 
brennende Feuer sind unverzüglich zu löschen. ·Um 
die Brandfläche sind Bearbeitungsstreifen von drei 
Metern Breite zu ziehen, die von pflanzlichen Abfällen 
freizumachen sind. 7Zum Schutz der Bodendecke und 
der Tier- und Pflanzenwelt ist sicherzustellen, daß 
größere Flächen nicht gleichzeitig in Brand gesetzt 
werden und daß das Feuer auf die Bodendecke mög­
lichst kurz und ohne stärkere Verbrennung einwirkt. 
IEs ist sicherzustellen, daß die Glut beim Verlassen der 
Feuerstelle, spätestens jedoch bei Einbruch der Dun­
kelheit erloschen ist 9Die Verbrennungsrückstände 
sind möglichst bald in den Boden einzuarbeiten. 

§3 
Abfälle aus dem Erwerbsgartenbau 

Auf pflanzliche Abfälle aus Betrieben des Erwerbs­
gartenbaus ist § 2 entsprechend anzuwenden. 

§4 

Abfälle aus sonstigen Gärten 

(1) lPflanzliche Abfälle aus anderen als den in § 3 ge­
nannten Gärten, insbesondere Laub, Gras und Moos, 
dürfen auf den Grundstücken, auf denen sie angefallen 
sind, zur Verrottung gebracht werden, sofern eine er­
hebliche Geruchsbelästigung der Bewohner angren­
zender Wohngrundstücke ausgeschlossen ist. 2Park­
anlagen stehen den Gärten im Sinn des Satzes 1 gleich. 

(2) lAußerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile dürfen pflanzliche Abfälle aus den Gärten im 
S inn des Absatzes 1 auf den Grundstücken, auf denen 
sie angefallen sind, auch verbrannt werden. 2Das Ver­
brennen ist nur an Werktagen von 8 Uhr bis 18 Uhr zu­
lässig. 3Gefahren, Nachteile oder erhebliche Belästi­
gungen durch Rauchentwicklung sowie ein Übergrei­
fen des Feuers über die Verbrennungsfläche hinaus 
s ind zu verhindern. 4Bei starkem Wind darf kein Feuer 
entzündet werden; brennende Feuer sind unverzüglich 
zu löschen. 5Es ist sicherzustellen, daß die Glut beim 
Verlassen der Feuerstelle, spätestens jedoch bei Ein­
bruch der Dunkelheit erloschen ist. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 4 ist innerhalb der im 
Zusam menhang bebauten Ortsteile das Verbrennen 
pflanzlicher Abfälle aus Gärten im Sinn des Absatzes 1 
verboten. 

(4) ISofern ein Bedürfnis besteht und eine Beein­
trächtigung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu be­
fürchten ist, kann die Gemeinde durch Verordnung zu­
lassen, daß innerhalb der im Zusammenhang bebau­
ten Ortsteile Gartenabfälle, die wegen ihres Holzge­
haltes nicht genügend verrotten können (holzige Gar­
tenabfälle), in trockenem Zustand auf den Grundstük­
ken, auf denen sie angefallen sind, verbrannt werden. 
2Das Verbrennen darf nur in den Gebieten zugelassen 
werden, in denen die zuständige beseitigungspflichtige 
Körperschaft holzige Gartenabfälle weder vollständig 
einsammelt noch allen Besitzern die Verbringung zu 

Sammelstellen oder Beseitigungsanlagen in zumutba­
rer Entfernung ermöglicht. 3An Werktagen vor 8 Uhr 
und nach 18 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen darf 
das Verbrennen nicht zugelassen werden. 

§5 

Abfälle aus der Forst- und der Almwirtschaft 
und sonstige Abfälle 

(1) lPflanzliche Abfälle, die beim Forst- und beim 
Almbetrieb anfallen, dürfen durch Liegenlassen, Ein­
arbeiten und ähnliche Verfahren zur Verrottung ge­
bracht werden. 2Sie dürfen dort verbrannt werden, wo 
sie angefallen sind, soweit dies aus forst- oder alm­
wirtschaftlichen Gründen erforderlich ist. 3Das gleiche 
gilt für angeschwemmtes Holz aus Wildbächen und 
Muren. 4Um die Feuerstelle muß ein ausreichend brei­
ter Schutzstreifen vorhanden sein. 5Im übrigen gilt § 2 
Abs. 4 mit der Maßgabe entsprechend, daß mit dem 
Verbrennen pflanzlicher Abfälle, die beim Forstbe­
trieb anfallen, bereits um 6 Uhr begonnen werden 
kann, wenn Belästigungen durch Rauchentwicklung 
im Bereich bewohnter Grundstücke nicht zu erwarten 
sind. 

(2) Für die Beseitigung pflanzlicher Abfälle, die beim 
Ausbau und bei der Unterhaltung von Verkehrswegen 
und Gewässern anfallen, gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Für die Beseitigung pflanzlicher Abfälle, die bei 
der Unterhaltung von Wasserkraftanlagen anfallen, 
die innerhalb von im Zusammenhang bebauten Orts­
teilen liegen und keine höhere Ausbauleistung als 350 
kW aufweisen, gilt § 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 und 4 
entsprechend. 

§6 

Ordnungswidrigkeiten 

Nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 AbfG kann mit Geldbuße bis 
einhunderttausend Deutsche Mark belegt werden, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. pflanzliche Abfälle entgegen § 2 Abs. I, § 3, § 4 Abs. 1 
Satz 1 oder § 5 Abs. 3 so zur Verrottung bringt, daß 
für die Bewohner angrenzender Wohngrundstücke 
eine erhebliche Geruchsbelästigung eintritt, 

2. strohige Abfälle aus der Landwirtschaft oder dem 
Erwerbsgartenbau ohne die nach § 2 Abs. 2 Satz 3 
oder § 3 erforderliche Anzeige oder entgegen einer 
vollzieh baren Untersagung nach § 2 Abs. 2 Satz 4 
oder § 3 verbrennt, 

3. pflanzliche Abfälle aus der Landwirtschaft oder dem 
Erwerbsgartenbau entgegen den Vorschriften des 
§ 2 Abs. 4 oder des § 3 über Ort, Zeit oder Art und 
Weise der Beseitigung verbrennt, 

4. pflanzliche Abfälle aus sonstigen Gärten im Sinn 
des § 4 Abs. l ,entgegen den Vorschriften des § 4 Abs. 
2 über Ort, Zeit oder Art und Weise der Beseitigung 
oder entgegen dem Verbot des § 4 Abs. 3 verbrennt, 

5. pflanzliche Abfälle aus der Forst- oder der Almwirt­
schaft im Sinn des § 5 Abs. 1 oder aus dem Ausbau 
oder der Unterhaltung von Verkehrswegen oder Ge­
wässern entgegen den Vorschriften des § 5 Abs. 1 
Sätze 2, 4 oder 5 oder des § 5 Abs. 2 über Ort, Zeit oder 
Art und Weise der Beseitigung verbrennt, 

6. pflanzliche Abfälle aus der Unterhaltung von Was­
serkraftanlagen entgegen dem Verbot des § 5 Abs. 3 
verbrennt. 
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§7 

Inkrafttreten 

l§ 6 dieser Verordnung tritt am 1. August 1975 in 
Kraft. 21m übrigen tritt diese Verordnung mit Wirkung 
vom 1. Mai 1975 in Kraft.-) 

*) Diese Vorschrift betr ifft d as Ink rafttreten der Verordnun g 
in der ursprünglichen }<'assung vom 1. Juli 1975 (GVBl S. 
158). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änd e­
rungen ergibt sich aus den jeweiligen Änderungsverord ­
nungen. 
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